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Antrag GOV-BO-0: Beitragsordnung natürliche Personen
Laufende Nummer: 206

Antragsteller*in: Geltende Fassung der Beitragsordnung
Status: Sonstiges
Antragskommission: Sonstiges
Sachgebiet: GOV - Regelwerke

 1 BEITRAGSORDNUNG DER ARBEITERWOHLFAHRT

 2 Beschlossen durch die Bundeskonferenz 2016 in Wolfsburg

 3 Beitragsordnung

 4 1. Grundsätze

 5 Die möglichen Beitragshöhen für natürliche Mitglieder werden durch diese
 6 Beitragsordnung von der Bundeskonferenz verbindlich festgelegt.

 7 Der Abzug der Anteile des Bundesverbandes aus den Mitgliedsbeiträgen wird im Statut
 8 durch die Bundeskonferenz festgelegt.

 9 Die Verteilungsquoten der Mitgliedsbeiträge zwischen Landes-, Bezirks-, Kreis- und
 10 Ortsverein wird durch regionale Regelungen festgelegt.

 11 2. Beitragsstufen

 12 Folgende Beitragshöhen für natürliche Mitglieder sind möglich:

 13 Monatsbeitrag:

 14 2,50 Euro            (Mindestbeitrag für Einzelmitgliedschaft)

 15 3,00 Euro           

 16 4,00 Euro            (Mindestbeitrag für Familienmitgliedschaft)

 17 5,00 Euro           

 18 7,50 Euro           

 19 10,00 Euro        

 20 15,00 Euro        

 21 20,00 Euro        

 22 25,00 Euro        

 23 Höhere Beträge nach freier Vereinbarung            

 24 Ab dem Betrag 4,00 Euro gelten alle höheren Beitragsstufen gleichzeitig auch als
 25 Familienbeitrag.

 26 Jahresbeitrag:

 27 30,00 Euro         Mindestbeitrag für Einzelmitgliedschaft)

 28 36,00 Euro        

 29 48,00 Euro         (Mindestbeitrag für Familienmitgliedschaft)

 30 60,00 Euro        

 31 90,00 Euro        

 32 120,00 Euro      
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 33 180,00 Euro      

 34 240,00 Euro      

 35 300,00 Euro      

 36 Höhere Beträge nach freier Vereinbarung            

 37 Ab dem Betrag 48,00 Euro gelten alle höheren Beitragsstufen gleichzeitig auch als
 38 Familienbeitrag.

 39 3. Beitragsbefreiungen

 40 Es gelten folgende Befreiungstatbestände für natürliche Mitglieder:

 41 a) Senior*innen in Pflegeheimen können beitragsfrei gestellt werden, wenn sie
 42 mindestens 15 Jahre Mitglied der AWO sind.

 43 b) Jugendwerkler*innen in der AWO sind beitragsfrei zu stellen, sofern sie im
 44 Jugendwerk einen Beitrag bezahlen oder dort vom Beitrag befreit sind.

 45 c) Familienmitgliedschaft

 46 d) Gastmitgliedschaft1 (BUKO-Antrag 2.5.-134, Bundeskonferenz 2012)

 47 Natürlichen Personen kann eine Gastmitgliedschaft gewährt werden:

 48 i. Die Dauer der Gastmitgliedschaft beträgt maximal zwei Jahre, es sei denn, dass
 49 durch die AWO Gliederungen ein kürzerer Zeitraum bestimmt worden ist. Sie geht
 50 anschließend, wenn nicht ordentlich gekündigt wurde, in eine Einzelmitgliedschaft zum
 51 Mindestbeitrag über, wenn zur Beitragshöhe nicht anderes bestimmt ist.

 52 ii. Dem Gastmitglied wird ein Teilnahme- und Rederecht an der Mitgliederversammlung
 53 eingeräumt, das aktive wie passive Wahlrecht ist ausgeschlossen.

 54 iii. Gastmitglieder werden nicht bei der Berechnung der Delegierten mitgezählt.

 55 4. Prüfung Ermäßigungen und Befreiungen

 56 Beitragsbefreiungen sind als ZMAV Merkmale hinterlegt und müssen von der das Mitglied
 57 führenden Gliederung geprüft und in die ZMAV eingepflegt werden.

 58 Mitglieds- und Abrechnungswesen

 59 1.Die Beitragsstaffel ist für alle Gliederungen verbindlich. Andere Beitragshöhen
 60 und    Beitragsbefreiungen, als die in der Beitragsordnung genannten, sind nicht
 61 zulässig.

 62 2.Die Erfassung und Änderungen von Daten erfolgt zeitnah in der ZMAV und sind vor
 63 Abrechnungen aktuell zu halten.

 64 3.Das Wirtschaftsjahr wird zum 31. März des Folgejahres geschlossen. Gutschriften von
 65 Mitgliedsbeiträgen werden nach diesem Termin nur noch auf Grundlage gesetzlicher
 66 Ansprüche vorgenommen (wie Erbanspruch, wirksame Kündigung).

 67 4.Inkassokosten aus Rücklastschriften sind grundsätzlich von den Gliederungen zu
 68 tragen. Die Inkassokosten werden der für die Datenbankpflege zuständigen Gliederung
 69 in Rechnung gestellt, die diese ggf. weiterbelasten kann. Hiervon ausgenommen sind
 70 Inkassokosten, die durch die Beitragseinzugsstelle beim Bundesverband verursacht
 71 wurden. Nach vorheriger Abstimmung können Inkassokosten beim Beitragszahler mit dem
 72 nächsten Lastschrifteinzug erhoben werden.

 73 5.Eine Weiterleitung der Beitragsanteile per Lastschrift vom Bundesverband
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 74 abgerechneter Mitgliedsbeiträge erfolgt in der Regel drei Wochen nach dem
 75 Lastschrifttermin.

 76 6.Konnte ein Mitglied drei Jahre nicht abgerechnet werden, dann ist es vom
 77 Bundesverband aus dem Datenbestand zu entfernen. Der mitgliedsführenden Gliederungen
 78 ist vorher eine Frist von drei Monaten zur Daten- und Kontenklärung zu gewähren.
 79 Bleibt die Klärung ohne positives Ergebnis, wird das Mitglied ohne weitere
 80 Rücksprache auf Abgang gesetzt. Abgangszeitpunkt ist das Datum, bis zu dem das
 81 Mitglied Beiträge gezahlt hat.

 82 7.Eine Mitgliedschaft kann in der Regel nur zum Jahresende gekündigt werden, es sei
 83 denn, dass in der örtlichen Satzung etwas anderes geregelt ist. Mitgliedsbeiträge
 84 können somit auch bei vorzeitigem Ausscheiden aus dem Verein nicht zurückgefordert
 85 werden.

 86 8.Die Vereinsmitgliedschaft ist weder übertragbar noch vererblich. Eine
 87 Mitgliedschaft kann also nicht von einer anderen Person fortgeführt werden. In diesen
 88 Fällen ist immer eine Neuaufnahme vorzunehmen.

 89 In der beim Bundesverband geführten Adressverwaltung sind neben den bestehenden
 90 Monatsbeiträgen auch Jahresbeiträge vorzusehen, die der Beitragsstaffel zu
 91 entsprechen haben.
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Antrag GOV-BO-01_Thü
Laufende Nummer: 207 • Änderungsantrag zu GOV-BO-0

Antragsteller*in: AWO Landesverband Thüringen e.V.
Status: überwiesen an das Präsidium
Antragskommission: Überweisung an das Präsidium
Sachgebiet: GOV - Regelwerke

Zeile 46

 46 d) Gastmitgliedschaft1 (BUKO-Antrag 2.5.-134, Bundeskonferenz 2012)

e) Beschäftigte in Freiwilligen Diensten (FSJ und BFD)

f) Menschen mit Bürgergeldbezug.

g) Menschen mit Bezug von sonstigen Sozialtransferleistungen

Begründung

Die AWO bietet vielen Menschen weit mehr als nur Unterstützung – sie ist für viele ein zweites Zuhause. 
Ihrer Organisationsform entsprechend, ermöglicht die AWO nicht nur ehrenamtliches Engagement, 
sondern auch Mitgliedschaft, um eine langfristige Bindung an den Verband zu fördern. Besonders 
Menschen mit geringem Einkommen fühlen sich von der AWO angesprochen.

Bisher sieht die Beitragsordnung Befreiungen für folgende Personengruppen vor:

- Seniorinnen und Senioren in Pflegeeinrichtungen mit mindestens 15 Jahren Mitgliedschaft

- Mitglieder des Jugendwerks, die dort bereits Beiträge entrichten

- Familienmitgliedschaften

- Gastmitgliedschaften

Dennoch werden viele Zielgruppen, mit denen die AWO täglich arbeitet oder die sich aktiv im Verband 
engagieren möchten, nicht berücksichtigt. Dazu gehören insbesondere:

- Freiwilligendienstleistende im FSJ und BFD

- Menschen mit Bürgergeldbezug

Diese Gruppen spielen eine wichtige Rolle im Verband und identifizieren sich mit den Werten der AWO. 
Dennoch ist für sie der Zugang zur Mitgliedschaft durch finanzielle Hürden erschwert.

Um diesen Menschen den Beitritt zur AWO zu erleichtern, wird der AWO Landesverband Thüringen beim 
Bundesverband einen Antrag auf Anpassung der Beitragsordnung stellen. Ziel ist es, die bestehende 
Befreiungsklausel in Ziff. 3 der Beitragsordnung auszuweiten, um weitere einkommensschwache Gruppen 
einzubeziehen.

Diese Anpassung würde nicht nur die soziale Teilhabe fördern, sondern auch das Engagement und die 
Vielfalt innerhalb der AWO weiter stärken.
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Antrag GOV-BO-02_Wür
Laufende Nummer: 208 • Änderungsantrag zu GOV-BO-0

Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Württemberg e.V.
Status: überwiesen an das Präsidium
Antragskommission: Überweisung an das Präsidium
Sachgebiet: GOV - Regelwerke

Zeile 14

 14 23,500 Euro (Mindestbeitrag für Einzelmitgliedschaft)

Zeile 15

 15 3,00 Euro           

Zeile 16

 16 45,00 Euro (Mindestbeitrag für Familienmitgliedschaft)

Zeile 17

 17 5,00 Euro           

Begründung

Seit vielen Jahren ist der Mindestbeitrag der AWO unverändert. Dies führt u.a. dazu, dass der 
Bundesvorstand Umlagen beschließen muss, um seine laufenden Ausgaben zu finanzieren. Auch die 
Bezirksverbände, Kreisverbände und Ortsvereine unterliegen extrem engen finanziellen Spielräumen. Um 
auch zukünftig, neben den Erträgen aus der kommerziellen Tätigkeit eine relevante Einnahmequelle aus 
Mitgliedsbeiträgen zu erhalten und damit den e.V. zu stärken, ist eine Anhebung des Mindestbeitrages und 
dessen Dynamisierung unerlässlich.
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Antrag GOV-BO-03_Han: Anpassung der Beitragsordnung für 
Mitglieder der Arbeiterwohlfahrt
Laufende Nummer: 71

Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Hannover e.V.
Status: überwiesen an das Präsidium
Antragskommission: Überweisung an das Präsidium
Sachgebiet: GOV - Regelwerke

 1 Der AWO Bundesverband wird zur Revision der Beitragsordnung für die Mitgliedschaft in
 2 der Arbeiterwohlfahrt aufgefordert. Hierbei soll der Fokus auf der Einführung einer
 3 Beitragsstaffelung für Personen liegen, die die AWO als Mitglied unterstützen
 4 möchten, ihnen dafür aber die finanziellen Mittel fehlen, wie zum Beispiel
 5 Student*innen, Auszubildende, Menschen im Leistungsbezug und Rentner*innen, die ihr
 6 Leben am Existenzminimum bewältigen müssen. Der ermäßigte Beitrag könnte monatlich
 7 einen Euro betragen.

 8 Alternativ sind vom AWO Bundesverband e.V. konkrete Vorschläge solidarischer
 9 Beitragsmodelle bundesweit zusammenzutragen, jeweils auf die Einhaltung rechtlicher
 10 und verbandlicher Rahmenbedingungen zu prüfen und hierzu ein zusammenfassendes Papier
 11 für alle untergeordneten Verbandsgliederungen zu erstellen. 

Begründung

Die AWO geht ihren alltäglichen Aufgaben stets unter Berücksichtigung ihrer Grundwerte Freiheit, 
Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidarität und Toleranz nach. Die Arbeit der AWO als Sozialunternehmerin und 
Interessenvertreterin wäre ohne die Mitglieder, die ihre Unterstützung monetär und/oder durch 
Engagement ausdrücken, nicht möglich. Der Mindestbeitrag von zwei Euro fünfzig für eine 
Einzelmitgliedschaft bzw. vier Euro für eine Familienmitgliedschaft erscheint für jede Person 
erschwinglich, allerdings muss vor dem Hintergrund der Teuerungswelle und gestiegener Inflation davon 
ausgegangen werden, dass nicht jedes potentielle Mitglied diesen Betrag aufbringen kann.

Wir halten es für ein wichtiges Zeichen nach außen, dass jeder*m Interessierten eine Mitgliedschaft 
ermöglicht wird – unabhängig der finanziellen Situation.
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